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Arbeitgeber / Arbeitnehmer 

Ankauf und Überlassung eines Handys 
durch den Arbeitgeber 
 

Ein Arbeitgeber kann seinem Arbeitnehmer ein 
Mobiltelefon zur Nutzung steuerfrei überlassen, 
welches er zuvor verbilligt vom Arbeitnehmer ge-
kauft hat. Eine derartige Gestaltung ist nicht 
rechtsmissbräuchlich. 
Hintergrund: Nach dem Gesetz kann der Arbeit-
geber seinem Angestellten einen betrieblichen 
Computer oder ein betriebliches Mobiltelefon zur 
privaten Nutzung steuerfrei überlassen. 
Sachverhalt: Die Klägerin war Arbeitgeberin und 
erwarb die Handys ihrer Arbeitnehmer zu einem 
Preis von 1 € bis 6 €. Anschließend überließ sie 
die gekauften Mobiltelefone den Arbeitnehmern 
zur Nutzung, auch für private Zwecke. Zugleich 
übernahm die Klägerin die Kosten für die von den 
Arbeitnehmern abgeschlossenen Mobilfunkver-
träge. Sie behandelte die Kostenerstattung als 
steuerfrei. Das Finanzamt ging hingegen von einer 
missbräuchlichen Gestaltung aus und versagte 
die Steuerfreiheit. 
 
Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab 
der hiergegen gerichteten Klage statt: 
n Die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit lagen 

im Streitfall vor. Die Klägerin hat ihren Arbeitneh-
mern nämlich ein betriebliches Telekommunika-
tionsgerät überlassen. Um betriebliche Geräte 
handelte es sich deshalb, weil die Klägerin die 
Mobiltelefone zuvor von ihren Arbeitnehmern er-
worben hatte. 

n Der Steuerfreiheit steht nicht entgegen, dass die 
Klägerin die Mobiltelefone zu einem Kaufpreis 
von lediglich 1 € bis 6 € erworben hatte. Die 
Steuerfreiheit hängt nämlich nicht davon ab, 
dass der vereinbarte und gezahlte Kaufpreis 
fremdüblich war. Der sog. Fremdvergleichs-
grundsatz gilt nicht im Verhältnis von Arbeitgeber 
zu Arbeitnehmer, da zwischen ihnen – anders 
als etwa bei Verträgen zwischen Angehörigen – 
ein natürlicher Interessengegensatz besteht. Im 
Übrigen wäre auch bei Zahlung eines angemes-
senen Kaufpreises die Steuerbefreiung anzu-
nehmen. 

n Ein Gestaltungsmissbrauch lag ebenfalls nicht 
vor. Dies würde eine unangemessene rechtli-
che Gestaltung voraussetzen. Jedoch war der 
Erwerb der Mobiltelefone zu einem niedrigen 
Preis aus Sicht der Klägerin eine wirtschaftlich 
angemessene, einfache und zweckmäßige Mög-
lichkeit, betriebliche Mobiltelefone zu erwerben. 
 

Hinweise: Der BFH macht deutlich, dass es der 
Klägerin freistand, einen gesetzlichen Steuervor-
teil in Anspruch zu nehmen. Die gesetzliche Steu-
erfreiheit kann somit in der Weise in Anspruch 

genommen werden, dass der Arbeitgeber das Mo-
biltelefon des Arbeitnehmers (verbilligt) erwirbt 
und ihm anschließend das Mobiltelefon zur Nut-
zung überlässt und die Kosten des Vertrags trägt. 
Der Arbeitgeber muss nach dem Gesetz rechtli-
cher oder wirtschaftlicher Eigentümer des Mobil-
telefons sein. Die bloße Kostenerstattung durch 
den Arbeitgeber für den Mobilfunkvertrag des Ar-
beitnehmers ist nicht steuerfrei, wenn der Arbeit-
geber nicht Eigentümer des Mobiltelefons ist. 
Ebenfalls nicht steuerfrei ist der Zuschuss des Ar-
beitgebers für den Erwerb eines privaten Telefon-
anschlusses des Arbeitnehmers; denn der Ge-
setzgeber stellt nur die Nutzungsvorteile aus der 
Nutzung betrieblicher PCs und Telekommunikati-
onsgeräte steuerfrei, die dem Arbeitgeber gehö-
ren. 
 

Keine Fahrtenbuchmethode bei geschätz-
ten Benzinkosten 
 

Die Anwendung der Fahrtenbuchmethode zur Er-
mittlung des geldwerten Vorteils bei Nutzung ei-
nes Dienstwagens für private Zwecke ist nicht zu-
lässig, wenn die tatsächlichen Kfz-Kosten nicht 
durch Belege nachgewiesen, sondern zum Teil le-
diglich geschätzt werden. Der Vorteil des Arbeit-
nehmers aus der privaten Nutzungsmöglichkeit 
kann dann nur mit der sog. 1 %-Methode bewertet 
werden, bei der pro Monat 1 % des inländischen 
Listenpreises zuzüglich der Kosten für Sonderaus-
stattung einschließlich Umsatzsteuer angesetzt 
werden. 
 
Hintergrund: Wird dem Arbeitnehmer ein Dienst-
wagen überlassen, den er auch privat nutzen darf, 
stellt die private Nutzungsmöglichkeit einen steu-
erpflichtigen geldwerten Vorteil dar. Die Bewer-
tung des geldwerten Vorteils erfolgt entweder 
nach der sog. 1 %-Methode, bei der pro Monat 
1 % des inländischen Listenpreises zuzüglich der 
Kosten für Sonderausstattung einschließlich Um-
satzsteuer angesetzt werden, oder nach der sog. 
Fahrtenbuchmethode, bei der die auf die Privat-
fahrten entfallenden Kfz-Kosten angesetzt wer-
den. Die Fahrtenbuchmethode setzt u. a. voraus, 
dass ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt 
wurde. 
 
Sachverhalt: Die Klägerin war Arbeitgeberin und 
hatte zwei Arbeitnehmern jeweils einen Dienstwa-
gen überlassen, der auch privat genutzt werden 
durfte. Beide Arbeitnehmer führten ein ordnungs-
gemäßes Fahrtenbuch. Die Fahrzeuge wurden an 
einer betrieblichen Zapfsäule der Klägerin, die 
kein Zählwerk hatte, betankt. Es war daher nicht 
möglich, die konkreten Benzinkosten der einzel-
nen Dienstwagen zu ermitteln. Die Klägerin 
schätzte deshalb die Kfz-Kosten, indem sie die 
Benzinkosten nach Durchschnittswerten auf 
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Grundlage der Herstellerangaben für den inner-
städtischen Verkehr berechnete. Sie ermittelte so-
dann den geldwerten Vorteil nach der Fahrten-
buchmethode. Das Finanzamt erkannte die Fahr-
tenbuchmethode nicht an, errechnete einen höhe-
ren geldwerten Vorteil auf Grundlage der 1 %-Me-
thode und erließ gegenüber der Klägerin einen 
Lohnsteuer-Haftungsbescheid. 
 
Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) er-
kannte die Fahrtenbuchmethode nicht an und wies 
die Klage ab: 
n Die Fahrtenbuchmethode setzt zum einen ein 

ordnungsgemäßes Fahrtenbuch voraus, das im 
Streitfall vorlag. 

n Zum anderen setzt die Fahrtenbuchmethode vo-
raus, dass die entstandenen Kfz-Aufwendungen 
durch entsprechende Belege nachgewiesen 
werden. Denn es soll der Teil der Kfz-Aufwen-
dungen als geldwerter Vorteil angesetzt werden, 
der auf die Privatfahrten entfällt. Die Bemes-
sungsgrundlage muss daher vollständig ermit-
telt und nachgewiesen werden. 

n Mit diesem Grundsatz verträgt sich eine Schät-
zung der Kfz-Kosten nicht. Dies gilt auch dann, 
wenn – wie im Streitfall – die Klägerin vermeint-
lich höhere Kosten angesetzt und diese zudem 
um einen Sicherheitszuschlag erhöht hat. 

n  
Hinweise: Zwar konnte die Klägerin den Einkauf 
des Benzins für ihre betriebliche Tankstelle nach-
weisen. Dies genügte jedoch nicht, weil der kon-
krete Aufwand für den einzelnen Dienstwagen 
nicht nachgewiesen werden konnte. 
 
Für die Klägerin und ihre Arbeitnehmer wäre es 
steuerlich vorteilhafter gewesen, die Dienstwagen 
extern zu betanken und die entsprechenden Tank-
belege aufzuheben. 
 

Inflationsausgleichsprämie zur Abgeltung 
von Überstunden 
 

Die steuer- und sozialversicherungsfreie Inflati-
onsausgleichsprämie kann unter bestimmten Vo-
raussetzungen zur Abgeltung von Überstunden 
genutzt werden. Dies hat das Bundesfinanzminis-
terium (BMF) in seinen FAQ zur Inflationsaus-
gleichsprämie kürzlich klargestellt. 
 
Hintergrund: Freiwillige Leistungen des Arbeitge-
bers, die dieser zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn gewährt, können bis zu einem 
Betrag von 3.000 € steuer- und sozialversiche-
rungsfrei im Zeitraum vom 26.10.2022 bis zum 
31.12.2024 gewährt werden. Auch eine sukzessive 
Auszahlung in mehreren Teilstücken ist möglich. 
Die Arbeitgeberleistung kann in Form von Barzu-
schüssen oder Sachzuwendungen gewährt wer-
den. Bei mehreren Arbeitsverhältnissen bei 

unterschiedlichen Arbeitgebern können Steuer-
pflichtige die Bonusleistungen auch mehrfach 
steuer- und sozialversicherungsfrei beziehen. Die 
Zahlung muss im Lohnkonto dokumentiert wer-
den. Eingeführt wurde die Inflationsausgleichsprä-
mie Ende letzten Jahres mit dem „Gesetz zur tem-
porären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 
Gaslieferungen über das Erdgasnetz“, s. hierzu 
auch unsere Mandanten-Information 1/2023. 
 
Das BMF hat nun klargestellt, dass die Inflations-
ausgleichsprämie unter Umständen auch dazu ge-
nutzt werden kann, Arbeitnehmern ihre Überstun-
den steuer- und sozialabgabenfrei zu vergüten. 
Voraussetzung ist, dass im Zeitpunkt der Verein-
barung oder der Zusage der Sonderzahlung kein 
Anspruch des Arbeitnehmers auf eine Vergü-
tung von Überstunden besteht (also lediglich die 
Möglichkeit des Freizeitausgleichs gegeben ist). 
Wurde die Auszahlung von Überstunden dagegen 
von vornherein vertraglich – auch alternativ zum 
Freizeitausgleich – zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer vereinbart, kann die Inflationsaus-
gleichsprämie nicht genutzt werden, da sie dann 
nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn geleistet wird. Ebenfalls nicht genutzt 
werden kann die Inflationsausgleichsprämie im 
Fall der Gehaltsumwandlung oder bei einem Ent-
geltverzicht. 
 
Hinweis: Weitere Informationen zur Inflationsaus-
gleichsprämie hat das BMF auf seiner Internet-
seite veröffentlicht. 
 

Alle Steuerzahler 

Spekulationsgewinn beim Verkauf von 
Kryptowährung 
 

Der Kauf und Verkauf bzw. Tausch von Kryp-
towährung innerhalb eines Jahres mit Gewinn 
führt zu einem steuerpflichtigen Spekulationsge-
winn, wenn die Kryptowährung zum Privatvermö-
gen gehört. 
 
Hintergrund: Der Gewinn aus dem Verkauf eines 
Wirtschaftsguts, das keine Immobilie ist, innerhalb 
eines Jahres nach Erwerb führt zu einem steuer-
pflichtigen Spekulationsgewinn, wenn das Wirt-
schaftsgut zum Privatvermögen gehört. 
 
Sachverhalt: Der Kläger kaufte im Jahr 2016 meh-
rere Kryptowährungen wie Bitcoin, Ether und Mo-
nero und verkaufte oder tauschte diese innerhalb 
eines Jahres mit Gewinn. Hierdurch erzielte er im 
Jahr 2017 einen Gewinn von ca. 3,4 Mio. €, den er 
in seiner Steuererklärung als Spekulationsgewinn 
angab. Gegen den Steuerbescheid wehrte er sich 
anschließend mit der Begründung, dass Kryp-
towährung kein Wirtschaftsgut sei und dass es ein 
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strukturelles Vollzugsdefizit bei der Besteuerung 
solcher Gewinne gebe. 
 
Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies 
die Klage ab: 
n Kryptowährung ist ein Wirtschaftsgut im Sinne 

des Gesetzes, so dass sein Verkauf innerhalb ei-
nes Jahres zu einem steuerpflichtigen Spekulati-
onsgewinn führen kann. Es handelt sich bei 
Kryptowährung um digitale Vermögenswerte, die 
die Funktion eines Zahlungsmittels haben und 
auf speziellen Handelsplattformen bzw. Börsen 
(sog. Exchanges) einzeln übertragen bzw. ge-
tauscht werden können. Zudem können sie auch 
in Untereinheiten getauscht werden. Der Begriff 
des Wirtschaftsguts hängt also nicht von den 
technischen Details virtueller Währungen ab. 

n Der Kläger hat die Kryptowährung innerhalb ei-
nes Jahres gekauft und verkauft bzw. getauscht. 
Auch der Tausch stellt einen Erwerbs- und Ver-
äußerungsvorgang dar. Der jeweilige Verkauf 
bzw. Tausch ist dadurch erfolgt, dass der sog. 
Private Key vom Veräußerer zum Erwerber über-
gegangen ist, d. h. von „Wallet zu Wallet“. 

n Ein sog. strukturelles Vollzugsdefizit, das zur 
Verfassungswidrigkeit führen würde, liegt nicht 
vor. Dies wäre nur dann der Fall, wenn die ge-
setzlichen Regelungen auf Ineffektivität angelegt 
wären und es gegenläufige Erhebungsregelun-
gen geben würde, die einer Besteuerung entge-
genstehen. Der Gesetzgeber ist aber bestrebt, 
derartige Gewinne zu erfassen, und auch die Fi-
nanzverwaltung hat die Möglichkeit, den Sach-
verhalt im Bereich der Kryptowährung aufzuklä-
ren, indem sie z. B. Sammelauskunftsersuchen 
an die Betreiber von Krypto-Handelsplattformen 
richtet. 

 
Hinweise: Der BFH folgt der Auffassung der Fi-
nanzverwaltung, die Kryptowährung ebenfalls als 
Wirtschaftsgut ansieht. Bei Kryptowährung han-
delt es sich zwar nicht um Geld, wohl aber um ein 
reales Zahlungsmittel. Kryptowährung wird also 
steuerlich wie Fremdwährung behandelt, deren 
Kauf und Verkauf innerhalb eines Jahres ebenfalls 
zu einem Spekulationsgewinn führen kann. Der 
BFH lehnt damit die Auffassung des Klägers ab, 
dass es sich bei Kryptowährung um „digitale Bu-
chungsschnipsel“ handle. 
 
Der Hinweis im Urteil auf Sammelauskunftsersu-
chen dürfte von der Finanzverwaltung aufgegriffen 
werden. Sie kann an die einschlägigen Handels-
plattformen Sammelauskunftsersuchen richten 
und um Auskunft bitten, wer mit Kryptowährung 
gehandelt und dabei bestimmte Betragsgrenzen 
überschritten hat. 
 
Durch das aktuelle Urteil erhöht sich das Risiko für 
Steuerpflichtige, die entsprechende Gewinne nicht 
erklären. Denn nunmehr steht die Steuerpflicht 

von Spekulationsgewinnen höchstrichterlich fest. 
Der Steuerpflichtige hat nur die Möglichkeit, den 
Verkauf oder Tausch erst nach mehr als einem 
Jahr vorzunehmen; dieser ist dann steuerfrei. 
Ebenfalls bleiben Gewinne bis zu einem Betrag 
von 600 €/Jahr steuerfrei. 
 

Unterstützung der Erdbebenopfer in Syrien 
und der Türkei 
 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) gewährt 
steuerliche Entlastungen für Hilfen für die Opfer 
des Erdbebens in Syrien und der Türkei. Diese 
Entlastungen erfolgen u. a. im Bereich des Ge-
meinnützigkeits- und Spendenrechts, beim Be-
triebsausgabenabzug, bei der Umsatzsteuer und 
Schenkungsteuer. 
Hintergrund: Im Februar 2023 ereignete sich ein 
schweres Erdbeben in der Türkei und in Syrien. 
 
Wesentliche Aussagen des BMF: 
 
1. Spenden und Gemeinnützigkeitsrecht 
Für Spenden, die bis zum 31.12.2023 geleistet 
werden und auf entsprechende Sonderkonten von 
Verbänden der freien Wohlfahrtspflege oder von 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts wie 
z. B. Gemeinden gezahlt werden, gilt der sog. ver-
einfachte Zuwendungsnachweis. Statt einer 
Spendenbescheinigung genügt also der Überwei-
sungsbeleg, um die Spende steuerlich geltend 
machen zu können. 
Gemeinnützige Vereine, die nicht mildtätige Zwe-
cke fördern wie z. B. Sportvereine, dürfen Spen-
denaktionen zugunsten der Erdbebenopfer durch-
führen und die erzielten Spenden für Erdbebenop-
fer verwenden oder auf Sonderkonten mildtätiger 
Vereine oder juristischer Personen des öffentli-
chen Rechts weiterleiten. Eine Satzungsänderung 
des Sportvereins ist also nicht erforderlich. 
Außerdem können gemeinnützige Vereine Sach-
mittel und Personal für Erdbebenopfer einsetzen, 
ohne dass dies Auswirkungen auf ihre Gemeinnüt-
zigkeit hat. Bei materiellen und finanziellen Hilfen 
reicht es, wenn die wirtschaftliche Hilfsbedürftig-
keit der unterstützten Erdbebenopfer glaubhaft ge-
macht wird; ein Nachweis ist also nicht erforder-
lich. 
 
2. Unterstützungsmaßnahmen von Unterneh-
men 
Unterstützungsleistungen von Unternehmen kön-
nen als Betriebsausgaben in voller Höhe abgezo-
gen werden. Der Abzug ist als Sponsoringauf-
wand möglich, wenn das Unternehmen auf seine 
Unterstützung öffentlichkeitswirksam in den Me-
dien aufmerksam macht. 
Scheidet ein Abzug als Sponsoringaufwand auf, 
kann dennoch ein Betriebsausgabenabzug im 
Fall der Zuwendung von Wirtschaftsgütern oder 
sonstigen betrieblichen Nutzungen und 
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Leistungen (nicht hingegen Geld) an Erdbebenop-
fer oder Einrichtungen bis zum 31.12.2023 aus all-
gemeinen Billigkeitserwägungen erfolgen. Dies 
gilt für Zuwendungen des Steuerpflichtigen im 
Rahmen der unmittelbaren Gefahrenabwehr oder 
der allgemeinen Aufräumarbeiten. 
 
3. Arbeitslohnspenden und Aufsichtsratsspen-
den 
Arbeitslohnspenden sind steuerfrei. Der Arbeit-
nehmer kann also auf einen Teil seines Lohns ver-
zichten, damit der Arbeitgeber diesen Teil an Erd-
bebenopfer weiterleitet oder damit der Arbeitgeber 
diesen Teil auf ein Erdbeben-Spendenkonto ein-
zahlt. Neben der Steuerfreiheit ist ein gleichzeiti-
ger Spendenabzug durch den Arbeitnehmer in 
dessen Einkommensteuererklärung nicht zuläs-
sig.  
 
Hinweis: Die Arbeitslohnspende ist im Lohnkonto 
aufzuzeichnen, es sei denn, der Arbeitnehmer hat 
seinen Verzicht schriftlich erklärt und diese Erklä-
rung wurde zum Lohnkonto genommen. 
Ferner kann der Arbeitgeber Arbeitnehmern, die 
vom Erdbeben betroffen sind, eine steuerfreie Un-
terstützungszahlung von 600 € leisten. Da es 
sich bei einem Erdbeben um einen besonderen 
Notfall handelt, darf der Betrag von 600 € grund-
sätzlich sogar überschritten werden. 
 
Ebenso kann ein Mitglied eines Aufsichtsrats auf 
seine Vergütung ganz oder teilweise verzichten, 
damit sie zugunsten der Erdbebenopfer eingesetzt 
wird. Dieser Teil der Vergütung ist dann steuerfrei. 
 
4. Umsatzsteuer 
Unterstützungsleistungen zugunsten der Erdbe-
benopfer lösen keine nachteiligen umsatzsteuer-
lichen Folgen aus. Die Bereitstellung von Sach-
mitteln oder Personal für humanitäre Zwecke wird 
also nicht als unentgeltliche Wertabgabe der Um-
satzsteuer unterworfen. 
 
5. Schenkungsteuer 
Schenkungen an Erdbebenopfer oder Organisati-
onen, die sich um die Opfer kümmern, können 
schenkungsteuerfrei sein, z. B. Schenkungen an 
Religionsgesellschaften oder an gemeinnützige 
Organisationen. 
Hinweise: Die hier wiedergegebenen Erleichte-
rungen sind oft noch an weitere Voraussetzungen 
geknüpft. Sie gelten für Unterstützungs-maßnah-
men, die vom 6.2.2023 bis zum 31.12.2023 geleis-
tet werden 
 

Solidaritätszuschlag (noch) verfassungsge-
mäß 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hält den Solidaritäts-
zuschlag jedenfalls in den Veranlagungs-

zeiträumen 2020 und 2021 für verfassungsgemäß 
und lehnt eine Vorlage an das Bundesverfas-
sungsgericht ab. Nach Auffassung des BFH sind 
die finanziellen Belastungen, die sich aus der Wie-
dervereinigung ergeben, in den Jahren 2020 und 
2021 noch nicht durch den Solidaritätszuschlag 
ausgeglichen worden. 
Der für die Wiedervereinigung erforderliche finan-
zielle Mehrbedarf des Bundes könne sich dem 
BFH zufolge auf lange Zeiträume erstrecken. Bei 
einer „Generationenaufgabe“, wie der Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse in den alten 
und neuen Bundesländern, könne dies ein Zeit-
raum von bis zu 30 Jahren sein. Nach 26 bzw. 27 
Jahren seit Einführung des Soli sei er zumindest 
noch nicht abgelaufen. 
 
Hinweis: Ob sich die Kläger nun direkt an das 
BVerfG wenden und Verfassungsbeschwerde ein-
legen werden, ist noch nicht bekannt. 
 

Spekulationsgewinn bei trennungsbeding-
tem Hausverkauf 
 

Der trennungsbedingte Verkauf des Miteigen-
tumsanteils an den Noch-Ehegatten innerhalb der 
zehnjährigen Spekulationsfrist kann auch dann zu 
einem steuerpflichtigen Spekulationsgewinn füh-
ren, wenn mit dem Verkauf eine vom Noch-Ehe-
gatten angedrohte Zwangsversteigerung verhin-
dert werden soll. Ist der Steuerpflichtige vor dem 
Verkauf bereits ausgezogen, handelt es sich nicht 
um den Verkauf einer selbstgenutzten Immobilie, 
der steuerfrei wäre; dies gilt auch dann, wenn der 
Noch-Ehegatte und das gemeinsame Kind weiter-
hin in der Immobilie wohnen. 
 
Hintergrund: Der Gewinn aus dem Verkauf von 
Immobilien des Privatvermögens stellt einen steu-
erpflichtigen Spekulationsgewinn dar, wenn der 
Verkauf innerhalb von zehn Jahren nach Anschaf-
fung der Immobilie erfolgt ist. Nach dem Gesetz 
werden jedoch selbst genutzte Immobilien von 
dieser Steuerpflicht grundsätzlich ausgenommen. 
 
Sachverhalt: Der Kläger erwarb im Jahr 2008 zu-
sammen mit seiner Ehefrau F ein Einfamilienhaus, 
das sie zusammen mit ihrem gemeinsamen Kind 
K bewohnten. Im Jahr 2015 zog der Kläger aus, 
während F und K in dem Haus wohnen blieben. F 
drohte die Zwangsversteigerung an, falls der Klä-
ger seinen Miteigentumsanteil an dem Haus nicht 
an sie verkaufen würde. Im Jahr 2017 verkaufte 
der Kläger seinen Miteigentumsanteil an F mit Ge-
winn; die Ehe wurde im selben Jahr geschieden. 
Das Finanzamt erfasste einen steuerpflichtigen 
Spekulationsgewinn beim Kläger. 
 
Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies 
die hiergegen gerichtete Klage ab: 
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n Der Kläger hat seinen Miteigentumsanteil inner-
halb der zehnjährigen Spekulationsfrist mit Ge-
winn verkauft. Dieser Verkauf ist auch willentlich 
erfolgt, auch wenn der Kläger eine Zwangsver-
steigerung vermeiden wollte. Eine wirtschaftli-
che oder emotionale Zwangssituation ist für 
die Entstehung des Spekulationsgewinns ohne 
Bedeutung. 

n Der Spekulationsgewinn entfällt auch nicht auf-
grund einer Selbstnutzung des Hauses durch 
den Kläger. Nach dem Gesetz müsste die 
Selbstnutzung entweder zwischen Anschaffung 
oder Fertigstellung und Veräußerung des Hau-
ses oder aber im Jahr der Veräußerung und in 
den beiden Vorjahren erfolgt sein, damit der Spe-
kulationsgewinn nicht steuerpflichtig ist. Diese 
Voraussetzungen sind hier nicht erfüllt: Der Klä-
ger ist bereits vor der Veräußerung im Jahr 2017 
ausgezogen, nämlich im Jahr 2015, und hat das 
Haus bis zum Verkauf nicht mehr selbst genutzt. 
Die Nutzung des Hauses durch sein unterhalts-
berechtigtes Kind ist keine Selbstnutzung des 
Klägers, wenn das Kind zusammen mit seiner 
Mutter F in dem Haus gewohnt hat. Das Kind ge-
hörte damit nicht mehr zur Lebens- oder Wirt-
schaftsgemeinschaft des Klägers. 

 
Hinweise: Das Urteil zeigt die Problematik einer 
Trennung, wenn die Spekulationsfrist noch nicht 
abgelaufen ist. Der Verkauf des Eigentumsanteils 
ist nämlich steuerpflichtig, wenn der Verkaufspreis 
höher ist als die Anschaffungskosten. Es empfiehlt 
sich in steuerlicher Hinsicht, den Verkauf durchzu-
führen, solange der Auszug noch nicht erfolgt ist. 
Bei der Übertragung einer Immobilie im Rahmen 
einer Scheidung entsteht keine Grunderwerb-
steuer. 
 

Meldepflicht bei einem Erbanfall von Grund-
stücken oder Grundstücksteilen 
 

Aus aktuellem Anlass weisen wir auf eine Anzei-
gepflicht in bestimmten Erb- und Schenkungsfäl-
len hin (§ 30 ErbStG). Unter anderem hat durch 
die Erben eine Erbanzeige an das Finanzamt zu 
erfolgen, wenn Grundvermögen geerbt wird. Die 
Frist für die Anzeige an das Finanzamt beträgt drei 
Monate. Wir können bei Bedarf das Schreiben für 
Sie erstellen oder ein Musterschreiben für Sie zur 
Verfügung stellen. Bitte sprechen Sie uns unver-
züglich an, wenn Sie Empfänger einer Schenkung 
oder Erbe sind, damit eine Erbanzeige gestellt 
werden oder ob ggfs. unter bestimmten Umstän-
den darauf verzichtet werden kann.  
  
Ist jedoch von vornherein zweifelsfrei, dass der Er-
werb z.B. wegen hoher Freibeträge steuerfrei blei-
ben wird, so wird man eine Anzeige nicht verlan-
gen können. 
 

Steuerpflicht von Prämien aus der sog. 
Treibhausgasminderungs-Quote 
 

Halter von reinen Elektroautos können im sog. 
Treibhausgasminderungs-Quotenhandel seit dem 
Jahr 2022 die CO2-Emissionseinsparung, welche 
durch den Antrieb mit Strom statt fossiler Kraft-
stoffe entsteht, dem Handel mit sog. Treibhaus-
gasminderungs-Quoten anbieten und dadurch 
Prämienzahlungen erhalten. Das Bundesfinanz-
ministerium (BMF) hat sich nun zur steuerlichen 
Behandlung der Prämienzahlungen geäußert. 
 
Folgende Fallgruppen sind zu unterscheiden: 
Das Fahrzeug gehört zum Betriebsvermögen: Er-
haltene Zahlungen sind Betriebseinnahmen und 
damit als Teil des Gewinns steuerpflichtig. 
Das Fahrzeug ist im Privatvermögen: Der Erlös 
aus dem Verkauf der THG-Quote ist keiner Ein-
kunftsart zuzuordnen. Erhaltene Zahlungen sind 
daher „privat“ und unterliegen nicht der Einkom-
mensteuer. 
 
Bei einem Dienstwagen gilt Folgendes: 
n Bei der Überlassung des Dienstwagens an Ar-

beitnehmer ist regelmäßig der Arbeitgeber der 
Fahrzeughalter. Die Prämie steht dann dem Ar-
beitgeber zu. Lohnsteuerliche Konsequenzen für 
den Arbeitnehmer ergeben sich nicht. 

n Anders verhält es sich in den (Sonder-)Fällen, in 
denen der Arbeitnehmer die Prämie verein-
nahmt, weil er Halter des Fahrzeuges ist oder 
weil der Arbeitgeber als Fahrzeughalter dem Ar-
beitnehmer eine Bestätigung für den Quotenhan-
del erteilt hat. Hier liegt steuerpflichtiger Arbeits-
lohn vor. 

 

Hinweis: Unabhängig davon, wer die Prämie er-
hält, gilt für die Dienstwagenbesteuerung: Wird die 
sog. Fahrtenbuchmethode angewendet oder greift 
die sog. Kostendeckelung, mindert die Prämie die 
Gesamtkosten des Fahrzeuges und reduziert da-
mit in diesen Fällen den steuerpflichtigen Nut-
zungsvorteil aus der Fahrzeugüberlassung. 

 
 
Wunstorf, Juni 2023 
 
Michael Frühauf, Steuerberater 
Fachberater im Gesundheitswesen (H:G/metax) 
 
Nicole Möller, Steuerberaterin 
Fachberaterin für das Gesundheitswesen (DStV e.V.) 
 
Maik Schönefeld, Steuerberater 
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